
Abschrift

Amtsgericht Nauen

lm Namen des Volkes

Urteil

Az.:       10C83/18

ln dem Rechtsstren

==TT__T=,venTetendurchd.Geschäftsführer,|=--=.=-=T:_=• K%rin -

ProzessbevoMmächtüer:
Rechtsanwalt Daniel Wienen, Oberhofer Weg 1, 12209 Berlin

gegen

1.  -_-_-_L==,:T=  =-lL=:T  ----
- Beküter -

2..-==-_._==:=`==TTL:L---=T_:L== - Bek" -

3.  -==:T:= __=_. AG. vormten durch d. VoTstand, v®nr®ten durch d®n Vorstand,

- Beklagte -

R.chtsam/ältopartnorschaftmbB,.=__l==-L=i-
Prozessbevollmächtigte zu 1  und 3:

Prozessbevollmächtigte zu 2:
-RochtsanwältoPamorschaf`mbB,_=--=_--::=

hat das Amtsgericm Nauen durch den Richter am Amtsgericht -aufgrund der mündlichen

Verhandlung vom 10.04.2019 für Recht erkannt:
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1.

DieBeklagtenwerdenalsGesamtschuldnerverurteilt,andieKlägerin1.181,58EuronebstZin-

sen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 21.04.2018 so-

wie vorprozessuak) Anwaltskosten in Höhe von 78,30 Euro nebst Zinsen in Höhe von 5 Piozent-

punktenüberdemjeweiligenBasiszinssatzseitdem23.01.2019zuzahlen.

2.

Die Kosten des Rechtsstreits haben die Beklagten als Gesamtschuldner zu tragen.

3.

Das Ufteil ist voriäufig vollstrockbar.

Di®BeklagtendüriendieVollstreckungdurchSicherheitsleistunginHöhevon110%desjowoils

beizutreibonden Betragos abwendon, wonn nicht die Klägerin vor d®r Vollstreckung

Sicherheit in gleicher Höhe leistot.

Tatbestand:

DieKlägerinistEoentümerindesPKWAiidi,amtlichesKennzeichen:===

Mit diesem beftjhr der Geschäftsfüh" der Klägerin am 14.11.2017 gegen 08:34 Uhr die

: ----- Straße in F-iii-in Richtung Stadtzentrum. Dahinter befand sich der Beklagte

zu-1.aßFahrerdesPKWVW,amtlichesKennzeichen:-
VorderEinmündungderH_--StraßereduziertederGeschäftsfümrderKlägerin
siin® Geschrind©keft, wobei die lntensität des Abbremsens und die Umstände stren sind.

ÜberdieH_=-Straßesincldk3StallungendesGeschäftsführersderKlägerinzu

eermchen. Der Beklagte zu 1. fuhr daraumin m dem von der B®klagten zu 2. gohamenen

Fahrzeug, das bei der Bekhgten zu 3, haftpflichtversichen ist, auf das klägerische Fahrzeug,

das nodh flihr, auf. E9 entstand ein Sachschaden von 3.938,61 Euro, wovon die Beklagte

zu 3.  70 % reguliene. Auf di® anwaltlichon Kosten  von 359,60 Em zahNe sie 281,30 Euro.

Der Geschäfsführer der Klägerin behauptet, or habe die Absicht g®habt, nach rechts in di® Hen-

nigsdorfer Straße einzubiegen, daher sei die Geschwindigkeft von ihm berelts vemngert woiden.

Der Beklagte zu 1. sei m!t viel zu kurzem Abstand, so dass seine Frontscheinwerier nicht mehr

zu sehen gewesen seien, hinter ihm gefaliren. Kurz vor der Einmündung sei eine Katze auf die
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Fahrbahn gelaufon, so dass or das Famzeug d®r Klägerin leicht abgebremst habe und nicht mit

maximalor Kraft. Die von der Polizei notierte Erklärung habe er so nicht abgeben.

Die Kläderin ist der Ansicht, der Beklagte zu 1. habe mit einem Abbremsen ihres Geschäftsfüh-

rers jederzeit rechnen müssen. z.B. wegen eines herüber laufenden Kindes. Berücksichtigung

müsse auf finden, dass das Tier einen Eigentümer habe und dass insofem gegebenenfalls dor

Vorwurf des § 142 StGB im Raum gestanden häfte. Zu berücksichtigen sei auch der  WandeL

der Einstellungen des Menschen zum Tier, zumal es sich hier um ein Wirbeltier handele.

Die Klägerin beantragt,

Die Beklagten beantragen,

wie erkannt.

die Klage abzuweisen.

Dk) Beklagten behaupten, der Geschäftsffihrer der Klägerin habe plötzlich und unerwanet

eine Vollbremsung gemacht. Dies sei durch das Protokoll der poliz®ilichen Unfallaufnahme

belegt. D®m Beklagten zu 1. sei es trotz einer unstreitigen Geschwmdigkeft von nicht über

50 km/h und ausreichendem Sicherheitsabstand nicht mehr möglich gew®sen, die Kollision

zu vemtiden.

Die Beklagten slnd der Ansicht, der Goschäftsführer d®r Klägerin hätte nur bremsen dürien,

wenn wegen der Größe des Tmres mit größeien Schäden am eigenen Fahrzeug der Klägorin

hätte gerechnet werden müssen.

Ergänzend wird hinsichtl.ich des Sach- und Streitstandes auf die gewechselten Schriftsätze

nebst anlaggen und das Sitzungsprotokoll vervriesen.

Entscheidungsgründe

Die Klage ist gem. §§ 7 Abs.1.17,18 StvG,115 WG begründet.

Unstreitig lieg ein Auffahrunfalll vor, der grundsätzlich einen Anscheinsbeweis gegen den

Auffährenden nach sich zieht. Plötzlich®s starkes Bremsen des Vordemannes allein erschüftet

dieson nicht (vgl. Jaguschmentschel, 38. Auflage § 4 Stvo, Rdnr.18).
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Anders v®rhält es sich unter Umständen, wenn dies unter Verstoß gegen § 4 Abs. 1 Satz 2

Stv0 geschieht (vgl. a.a.O.). Mithin kann es dahinstehen, welchen Beweiswert das

polizeiliche Protokoll hat, denn auch im Falle der Vollbremsung würde es beim Anscheinsbe-

weis bleiben.

Um den Amscheinsbeweis zu erschüftem, müssten dk3 Beklagten mithin beweisen, dass es für

Oen Geschäftsführer der Klägerin keinen zwingen Grund zum starken Bremsen gab. Diesen Be-

weis können die Beklagten nicht erbringen.

Die Fahrbahnübenquerung einer Katze rechtfertigt eine starke Bremsung (vgl. OLG Frankfurt, Be-

schluss vom 01.02.1984,1 WS (8) 163/83 0WiG, Orientierungssatz, juris). Die Gefährdung

von Menschen, insbesondere des Beklagten zu 1., drohte nicht (vgl. a.a.0.). Es ist auch nicht er-

sichtlich, dass der Beklagtenseite ein erheblicher Sadhschaden entstanden wäre (vgl. a.a.O.).

Dies gilt auch hinsichtlich des Fahrzeugs der Klägerin, wenn man sich etwa das Foto 5 aus

dem voig®legten Parte©utachten vor Augen hält. Die Unterscheidung zwischen Hund und

Katze üb®rzeugt das Gericm nicht, zumal man dann womöglich auch Hunderassen unt®rschoi-

den müsst®. Zutreffend ist violmehr, dass voränd®he gesollschaftliche Anschauungen, rie sie

hier in § 90 a BGB dokumentiert sind, in die Rechtsanwendung einfließen, insbesonder® sow®it

es um unbestimmte Rechtsbegriffe geht.

Dor Klägorin stehon mithin auch die nostlichen Anwaltskosten zu.

Die Zlnsen engeben sich aus §§-280, 286, 288 BGB.

Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf den §§ 91 Abs. 1, 708 Nr. 11, 711 ZPO.

Streitwen:   1.181,58 Euro.

Rechtsb®h.lfsb®l®hning:

Gegen  dl®  Entscheklung  kann da€  Rechtsmi«el der B®rufüng ®lngelegt worden.  Dio Benifting ist nur zulä8-
Slg, w®nn der W®rt d®s B®schwerdogegenstands 600 Euro überstelgt od.r das G®richt d®s ®rsten Rechtszu-
g®8 dk} Benifung lm Urttil zugelasson hat.

Dki B®nJfting lst bimen ®in®r Notflst `m ®lri®m Nonat b®i dem

Landgericht Potsdam
Jägeialle® 10-12
14469 Potsdam

einzulegon.


